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Drucksache V74324 


Der Bundesminister der Finanzen 

II B/5 — F 7308 — 62/69 


Bonn, den 9. Juni 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung des Bundestages zur Ausgabe stimmrechts- 
loser Vorzugsaktien durch die Deutsche Lufthansa AG 


Die Bundesregierung beabsichtigt, im Einvernehmen mit den 
übrigen Aktionären der öffentlichen Hand, durch Beschluß in 
der nächsten Hauptversammlung den privaten Aktionären der 
Lufthansa das Recht einzuräumen, ihre Aktien in stimmrechts- 
lose Vorzugsaktien zu tauschen. Wegen der darin liegenden 
Benachteiligung des Bundes als Aktionär wird dazu die Zustim- 
mung des Bundesrates und des Deutschen Bundestages gemäß 
§ 47 RHO benötigt. 


Das Grundkapital von 400 Mio DM Stammaktien verteilt sich 
gegenwärtig wie folgt: 


Bundesrepublik 
Deutsche Bundesbahn 
Deutsche Bundespost 
Land Nordrhein-Westfalen 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
private Aktionäre 


297 257 000 DM 
3 385 000 DM 
7 000 000 DM 
9 000 000 DM 
12 000 000 DM 
71 358 000 DM. 


Die Lufthansa hat bisher noch keine Dividende gezahlt. In der 
Öffentlichkeit und insbesondere von den privaten Aktionären 
ist das wiederholt beanstandet worden. 


Nach Anlaufverlusten, die vom Bund abgedeckt wurden, hat die 
Lufthansa erstmalig für das Geschäftsjahr 1963 eine ausge- 
glichene Bilanz vorgelegt. Seitdem sind Gewinne erzielt worden, 
die den gesetzlichen und freien Rücklagen zugeführt worden 
sind. Auch in Zukunft wird es wegen des weiterhin expandieren- 
den Anlagevermögens notwendig und zweckmäßig sein, die 
zusätzlichen Investitionen wenigstens teilweise durch Eigen- 
finanzierung {Sonderabschreibungen und Rücklagenbildung) zu 
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decken. Das wird dazu führen, daß bei der gegenwärtigen Er- 
tragslage eine Dividendenzahlung für alle A^ktionäre noch nicht 
erwartet werden kann. 

Vorstand und Aufsichtsrat der Lufthansa haben, um allen Inter- 
ressen gerecht zu werden, vorgeschlagen, den privaten Ak- 
tionären das Recht einzuräumen, ihre Stammaktien zu gleichem 
Nennwert in stimmrechtslose Vorzugsaktien mit nachzu- 
zahlender Dividende von 5 v. H. zu tauschen. Der Vorstand der 
Lufthansa rechnet damit, schon für das Geschäftsjahr 1969 
Vorzugsdividende zahlen zu können. 

Das Recht zum Tausch berührt wirtschaftlich auch das Recht der 
Inhaber von Optionsscheinen, die durch die Begebung der 
Optionsanleihe von 1967 geschaffen wurden. Den Inhabern der 
Optionsscheine soll deshalb das Recht eingeräumt werden, bei 
der Ausübung ihres Optionsrechts wahlweise Stamm- oder Vor- 
zugsaktien zu beziehen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, vorstehenden Vorschlägen zu 
entsprechen. Auch die übrigen Aktionäre der öffentlichen Hand 
werden dem zustimmen; sie haben sich auch damit einverstan- 
den erklärt, daß Vorzugsaktien zu den genannten Bedingungen 
nur den privaten Aktionären und den Inhabern der Options- 
scheine überlassen werden. 

Die für die Transaktion notwendigen Beschlüsse sollen in der 
ordentlichen Hauptversammlung 1969 gefaßt werden. 

Die Einräumung des Vorzugsrechts für eine Gruppe von Ak- 
tionären führt zu einer Benachteiligung der übrigen Aktionäre, 
insbesondere des Bundes. Dem Nachteil stehen jedoch Vorteile 
gegenüber. Die Aufnahme der Dividendenzahlung, die durch die 
Transaktion für die privaten Aktionäre ermöglicht wird, dient 
dem Ansehen der Lufthansa und erleichtert weitere Kapital- 
erhöhungen, die zur teilweisen Finanzierung der anhaltenden 
Flottenverstärkung in künftigen Jahren notwendig sein werden. 
Die Bundesregierung hält eine solche Beteiligung privater Ak- 
tionäre für notwendig, um die Heranziehung von Bundesmitteln 
im Beteiligungsbereich auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken. Die Bundesregierung hält die Benachteiligung des 
Bundes hiernach für hinnehmbar. Um Schwierigkeiten auszu- 
schließen, die bei einer künftigen Ausgabe von Vorzugsaktien 
gemacht werden könnten, soll gemäß § 141 Abs. 2 AktG die 
Ausgabe weiterer Vorzugsaktien ausdrücklich Vorbehalten 
werden. 

Ich bitte, gemäß § 47 RHO folgenden Beschluß des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt zu, daß den privaten 

Aktionären der Deutschen Lufthansa AG das Recht ein- 
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geräumt wird, ihre Stammaktien in stimmrechtslose Vor- 
zugsaktien mit nachzuzahlender Dividende von 5 v.H. zu 
tauschen und daß den Inhabern der Optionsscheine aus 
der Optionsanleihe 1967 das Recht eingeräumt wird, bei 
Ausübung des Optionsrechts wahlweise Stamm- oder 
Vorzugsaktien obiger Art zu beziehen. 

Gleichlautenden Antrag habe ich heule an den Herrn Präsiden- 
ten des Bundesrates gerichtet. 


In Vertretung 

Grund 
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